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Amts - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Die Nummer 16 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 

Nr. 2465 die Verordnung, betreffend die Wahlen 
zum Reichstage, vom 22. April 1898. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Zentral⸗Behörden. 

I) Auf Ihren Bericht vom 16. März d. Js. will 
Ich die wieder angeſchloſſenen beiden Nachträge zu den 
reglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ und Neu: 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts und zum 
Statut der Kur: und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Darlehnskaſſe hiermit Landesherrlich genehmigen. 

Berlin, den 23. März 1898. 

gez. Wilhelm R. 

ggz. von Hammerſtein. Schönſtedt. 

An den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten und den Juſtizminiſter. 


Nachtrag 
zu den 
reglementariſchen Beſtimmungen 


es 
Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
Inſtituts. 


A. Die bei dem Kur und Neumärkiſchen Ritter: 
ſchaftlichen Kredit⸗Inſtitute beſtehenden reglemen⸗ 
tariſchen Beſtimmungen werden auf Grund des 
Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung aus 
Forderungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) 
Kreditanſtalten vom 3. Auguſt 1897 (G.⸗S. 
S. 388) wie folgt ergänzt: 

1. Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen des Schuldners erfolgt nach den 
Vorſchriften der Verordnung über das Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren vom 7. September 
1879 (G. S. S. 591). 

Die Provinzial⸗Ritterſchaftsdirektion in 
deren Bezirk das beliehene Grundſtück belegen 
155 Swat zur Anordnung und Leitung 

> wangsverfab ändige “ 5 2 
Geh gsverfahrens zuſtändige Vollſtreckungs 

Führt dieſe Zwangsvollſtreckung zu einem 
Vertheilungsverfahren, ſo finden die Vor⸗ 
ſchriften der Nr. III dieſes Nachtrags ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Ausgegeben in Marienwerder am 28. April 1898. 


Marienwerder, den 27. April 


III. 


1898, 


Das Kur und Neumärkiſche Ritter: 
ſchaftliche Kredit⸗Inſtitut iſt befugt, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen und 
die Zwangsverwaltung zuſammen oder einzeln 
zur Ausführung zu bringen. 


„Wenn in Folge der Einwirkung des Schuldners 


oder weil derſelbe die erforderlichen Vor⸗ 
kehrungen gegen Einwirkungen Dritter oder 
gegen andere Beſchädigungen unterläßt, eine 
die Sicherheit der Forderungen des Kur⸗ und 
Neunnärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtitutes 
gefährdende Verſchlechterung des beliehenen 
Grundſtücks zu beſorgen iſt, ſo iſt das Kur⸗ 
und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Kredit⸗ 
Inſtitut beſugt, unter entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften der Verordnung über das 
Verwaltungszwangsverfahren vom 7. Sep⸗ 
tember 1879 (G.⸗S. S. 591) den Arreſt in 
das bewegliche Vermögen des Schuldners voll⸗ 
ziehen zu laſſen und das beliehene Grund⸗ 
ſtück im Wege des Arreſtes in Zwangs⸗ 
verwaltung zu nehmen. 

Einer Verſchlechterung des Grundſtücks 
im Sinne dieſer Beſtimmung ſteht es 
gleich, wenn Zubehörſtücke, auf die ſich das 
Pfandrecht des Inſtituts erſtreckt, verſchlechtert 
oder den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirth⸗ 
ſchaft zuwider von dem Grundſtück entfernt 
werden. 

Wird von dem Schuldner die Rechts⸗ 
mäßigkeit des Arreſtes beſtritten, ſo iſt der 
Widerſpruch im Wege der Klage geltend zu 
machen. 

Bei einer Zwangsverwaltung oder Zwangs⸗ 
verſteigerung, bei welcher das Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſche Ritterſchaftliche Kredit⸗Inſtitut be⸗ 
theiligt iſt, brauchen Anſprüche, welche dem 
Zwangsvollſtreckungsrechte des Inſtituts nach 
§ 2 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus Forderungen landſchaftlicher 
(ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten vom 3. Auguſt 
1897 (6.-©. S. 388) unterliegen, auch in: 
ſoweit, als ſie aus dem Grundbuche nicht 
hervorgehen, weder zum Zwecke ihrer Berück⸗ 
ſichtigung bei Feſtſtellung des geringſten Ge⸗ 
bots, noch zum Zwecke ihrer Aufnahme in den 
Theilungsplan glaubhaft gemacht zu werden. 
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Durch den Widerſpruch, welchen bei der[durch die General-Kommiſſion gezogenen Grenzen zu 
Verhandlung über den Theilungsplan ein gewähren. 
anderer Betheiligter gegen einen Anſpruch der 
bezeichneten Art erhebt, wird die Ausführung 2) Statut 
des Planes nicht aufgehalten. Dem wider⸗ für die Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung des Zippnow⸗ 
ſprechenden Betheiligten bleibt es überlaſſen, Haſenfierer Bruches in den Kreiſen Deulſch Krone 


ſeine Rechte nach erfolgter Auszahlung im und Neuſtettin. 
Wege der Klage geltend zu machen. — — 
IV. Aus Urkunden, welche von den ritterſchaftlichen Wir Wilhelm, 
Syndicis und deren Stellvertretern innerhalb von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe aufgenommen ſverordnen auf Grund der 88 57 und 65 des Geſetzes 
find, findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckungſvom 1. April 1879 (Geſ.-Sammlung S. 297) nach 
ſtatt. Auf die letztere finden die Vorſchriften Anhörung der Betheiligten, was folgt: 
über die Zwangsvollſtreckung aus notariellen § 1. Das Statut der Genoſſenſchaft zur Ent: 
Urkunden entſprechende Anwendung. wäſſerung des Zippnow⸗Haſenfierer Bruches vom 10. Fe⸗ 
In den Fällen der 88 664 und 665ſbruar 1877 wird aufgehoben und durch nachfolgendes 
der Zivilprozeßordnung iſt die vollſtreckbare Statut erſetzt. 
Ausfertigung nur auf Anordnung des Amts⸗ § 2. Die Genoſſenſchaft hat fortan den Zweck, 
gerichts J zu Berlin zu ertheilen. die nach dem Projekt des Waſſerbauinſpektors Schön⸗ 
B. Die in dem Allerhöchſten Erlaſſe vom 2. Juliſwald vom 25. September 1874 ausgeführten Anlagen 
1859 (G.⸗S. S. 395) und in dem mittelſt zu unterhalten und die weitere Verbeſſerung der dem 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 26. November 1883 Meliorationsgebiet angehörenden, in den Gemarkungen 
landesherrlich genehmigten Nachtrage zu denZippnow und Brieſenitz, Kreis Dt. Krone, ſowie der 
reglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ und Gemarkung Haſenfier, Kreiſes Neuſtettin, belegenen 
Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts[Grundſtücke zu fördern. 
(G.⸗S. für 1884 S. 104) den Nitterichaftlichen Das Genoſſenſchaftsgebiet iſt in der Flächen: 
Syndicis und deren Stellvertretern beigelegten nachweiſung des Steuerinſpektors Müller, welche einen 
Befugniſſe werden dahin ergänzt: Beſtandtheil des Projekts des Waſſerbauinſpektors 
Den Syndicis des Kur- und Neu: Schönwald bildet, bezüglich der betheiligten Beſitzſtände 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit-Juſtituts, der Genoſſenſchafts-Mitglieder ſpeziell nachgewieſen. 
ſowie deren Stellvertretern wird, ſofern ſie Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
nicht ſchon an ſich zur Aufnahme notariellerſſich als erforderlich herausſtellen, können vom Genoſſen⸗ 
Akte befugt find, die Befugniß beigelegt, inſſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der Beſchluß be: 
allen Angelegenheiten, welche das Kur- und darf jedoch der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
Neumärkiſche Ritterſchaftliche Kredit-Inſtitut behörde. 
oder die Kur: und Neumärkiſche Ritterſchaft⸗ Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
liche Darlehnskaſſe berühren, Verträge und Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver: 
Verhandlungen aufzunehmen und auszufertigen, änderte Anlage berührt werden. 
auch Urkunden in derartigen Angelegenheiten, § 3. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
ſowie die zu Eintragungen und Löſchungen„Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung des Zippnow⸗Haſen⸗— 
im Grundbuche erforderlichen Anträge gemäßffierer Bruches“ und hat ihren Sitz in Zippnow. 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu § 4. Die Koſten der Unterhaltung der gemein: 
beglaubigen. Alle dieſe Akte ſollen die gleiche ſchaftlichen Anlagen, ſowie der etwa beſchloſſenen Ab⸗ 
Kraft und Wirkung haben, wie diejenigen änderungen oder Erweiterungen der genoſſenſchaftlichen 


eines Preußiſchen Notars. Anlagen werden von der Genoſſenſchaft getragen. Da⸗ 

= — gegen bleiben die nach den Zwecken der Melioration 

Nachtrag he behufs ihrer nutzbringenden Verwendung für die einzelnen 

zum Statut der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaft⸗betheiligten Grundstücke erforderlichen Einrichtungen, 
lichen Darlehnskaſſe. wie Umbau und Beſamung von Wieſen, Anlage und 


5 Unterhaltung beſonderer Zu- und Ableitungsgräben uſw. 

Die Ritterſchaftliche Darlehnskaſſe wird ermächtigt, den betreffenden Eigenthümern überlaſſen. Dieſelben 

nach den von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion näherſſind jedoch gehalten, den im Intereſſe der ganzen 

feſtzuſtellenden Bedingungen, den Grundbeſitzern in der Melioration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers 
Provinz Brandenburg bei der Bildung von Renten-Folge zu leiſten. 

gütern Vorſchüſſe und Darlehne innerhalb der durch Inſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu den 

87 des Geſetzes, belreffend die Errichtung von Renten- erwähnten Folgeeinrichlungen aus ſtaatlichen oder pro- 

gittern vom 7. Juli 1891 (G. S. S. 279) für dieſvinziellen Fonds Beihülfen gewährt werden, ſind fie 

Abloͤſung von Renten und die Hergabe von Darlehnenſgehalten, die zur Erhaltung der Kunſtwieſen noth⸗ 


wendigen Maßregeln (Nachdüngungen ꝛc) zu treffen 
und können fie hierzu vom Vorſtande (nöthigenfalls 
auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde) durch vorher an: 
zudrohende Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von 
30 Mark, welche wiederholt werden dürfen, angehalten 
Haben auch dieſe keinen Erfolg, ſo iſt der 
Vorſtand eventuell auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde 
berechtigt, das Erforderliche durch Dritte ausführen zu 
laſſen und die entſtehenden Koſten von dem betreffenden 
Genoſſen im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 


werden. 


einzuziehen. 


Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander⸗ 
weiten Benutzung derartiger Grundſtücke mehr Nutzen 
hat, als von ihrer Erhaltung als Kunſtwieſe, ſo kann 
ihm eine ſolche von dem Vorſtande mit Zuſtimmung 


der Aufſichtsbehörde geſtattet werden. 


Gegen die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen 
ergehenden Entſcheidungen des Vorſtandes iſt innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 


zuläj ſig. 


9 5. 


innerhalb des Meliorationsgebietes, welche nur durch eine 


angehört und nach erfolgter Veröffentlichung dieſer 
Bekanntmachung wird das Genoſſenſchaftskataſter vier 
Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen in der Wohnung 
des Vorſtehers ausgelegt. Abänderungs⸗Auträge müſſen 
innerhalb diefer Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher an⸗ 
gebracht werden. Nach Ablauf der Friſt hat der Vor⸗ 
ſteher die bei ihm ſchriftlich eingegangenen Abände⸗ 
rungs⸗Anträge der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Die 
Letztere, beziehungsweiſe deren Kommiſſar, läßt unter 
Zuziehung der Beſchwerdeführer und eines Vertreters 
des Vorſtandes die erhobenen Reklamationen durch die 
von der Aufſichtsbehörde zu bezeichnenden Sachverſtän⸗ 
digen unterſuchen. Mit dem Ergebniß der Unter⸗ 
ſuchung werden die Beſchwerdeführer und der Vertreter 
des Vorſtandes von dem Kommiſſar bekannt gemacht. 
Sind beide Theile mit dem Gutachten einverſtanden, 
ſo wird das Kataſter demgemäß feſtgeſtellt, andernfalls 
find die Verhandlungen der Aufſichtsbehörde zur Ent⸗ 
ſcheidung einzureichen. Die bis zur Mittheilung des 
Ergebniſſes der Unterſuchung entſtandenen Koſten ſind 


Binnen⸗Ent⸗ und Bewäſſerungs⸗Anlagen in jedem Falle von der Genoſſenſchaft zu tragen. Wird 


Entſcheidung erforderlich, ſo ſind die weiter er⸗ 


Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar wachſenden Koſten dem unterliegenden Theile auf⸗ 


ſind, hat der Vorſtand zu vermitteln und nöthigenfalls, 
nachdem der Plau und das Beitragsverhältniß von 


zuerlegen. 
8. Im Falle einer Parzellirung find die Ge: 


8 
der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt iſt, auf Koſten der dabei noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statute vor⸗ 


betheiligten Grundbeſitzer durchführen zu laſſen. 
Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, 


erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, 


unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 
8 6. 


den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vortheil. 


Nach Verhältniß dieſes der Melioration 


geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 


ſoweit auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 


Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 


Das Verhältniß, in welchem die einzelnen zuläſſig. 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 


Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 


er⸗ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Bes 


wachſenden Vortheils ſind die einzelnen Grundſtücke in träge . 


fünf Klaſſen getheilt; und zwar ſo, daß N 
von einem Hektar der erſten Klaſſe 1 Mart, 


8 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der infolge einer vom Vorſtande beſchloſſenen und von 


von einem Hektar der zweiten Klaſſe 60 Pfennig, der Aufſichtsbehörde genehmigten Abänderung des Me⸗ 


von einem Hektar der dritten Klaſſe 


40 Pfennig, liorationsplanes auszuführenden Anlagen, dieſe Anz 


von einem Hektar der vierten Klaſſe 20 Pfennig, lagen ſelbſt und deren Unterhaltung, ſoweit ſein Grund⸗ 
von einem Hektar der fünften Klaſſe 10 Pfennig ſſtück davon vorübergehend oder dauernd betroffen wird, 
zu entrichten ſind. Dieſes Beitragsverhältniß wird gefallen zu laſſen. 


auch ferner beibehalten. 


. Die Einſchätzung der Grund⸗ 
ſtücke in die 5 Beitragsklaſſen, welche ſich aus dem zelnen Genoſſen hierfür, 


Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
unter Berückſichtigung der ihm 


vorhandenen Kataſter ergiebt, bleibt ebenſo wie dasſaus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Entſchädi⸗ 


letztere ſelbſt bis auf Weiteres in Kraft. 
des Kataſters 


gung gebührt, eutſcheidet, falls ſich ein Genoſſe mit 


Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das 
vorliegt, kann dieſelbe von dem Vorſtande nach Vorſchrift 


dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 


beſchloſſen oder von der Aufſichtsbehörde angeordnet gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 


werden. Das Reviſionsverfahren richtet ſich nach den 


folgenden Vorſchriften. 


Die Einſchätzung in die 5 Klaſſen erfolgt durch richtet ſich 


8 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen 
das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 


zwei vom Vorſtande zu wählende Sachverſtändige unter der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 


Leitung des Vorſtehers, welcher bei Meinungsverſchieden⸗ in der Weiſe, daß 


für je fünf Hektar beitragspflichtigen 


heiten den Ausſchlag giebt. Nach vorgängiger orts⸗ Grundbeſitzes eine Stimme gerechnet wird. 


üblicher Bekanntmachung in den Gemeinden, deren 


Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 


Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz oder theilweiſe zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be⸗ 
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kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

§ 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 
b. ſechs Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmitglieder. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
kann jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der Ge⸗ 
neralverſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung erhalten. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
ſechs Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Belt 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 


Hütung auf den Wieſen mit Zuſtimmung des 
Vorſtandes die nöthigen Anordnungen zu treffen 
und die etwa erforderlichen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen; 


. bie vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 


ſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf die 
Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſen verwaltung min⸗ 
deſtens zweimal jährlich zu revidiren; 
die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 
die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 
die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

§ 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen find 


Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich 


reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigenſwenigſtens ein Mal ſtattzufinden hat. 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten wird durch den Vorſteher geleitet. 


Die Schau 
Die übrigen Vor⸗ 


haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom ſtandsmitglieder ſind zur Theilnahme an der Schau 


Vorſitzenden zu ziehende Loos. 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge⸗ 
nteindewahlen. 


einzuladen. 


Der Schautermin iſt rechtzeitig, möglihit vier 


Wochen vorher, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtän⸗ 


13. Die Gewählten werden von der Auſſichts⸗ digen Meliorationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt 


behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 


aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 
Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 


ſind, an den Schauen theilzunehmen. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und gemachten Vorſchläge ſind zu beachten. 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde der S 
bewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. 
Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichenfalls die 


Die von ihnen 
Das Ergebniß 
chau iſt in einem Protokolle, für deſſen Auf⸗ 


daß der Fall der Stellvertretung eingetreten ift, ſofnach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der im 


dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 


Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen 


Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſitz- Anlagen nothwendigen Arbeiten im Zwangswege auf 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat, wie die Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. 


Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 


Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen An⸗ 


ordnungen der Auſſichtsbehörde entſcheidet der Re⸗ 


Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗gierungs⸗Präſident zu Marienwerder endgültig. 


forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 


Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 


Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit Rechner, welcher von dem Vorſtande auf ſechs Jahre 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
Vorſtandsmitglieder anweſend find. Wer am Erſcheinen geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher an: |Entlaffung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 
zuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter zu führung anordnen. 
laden. . \ 8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne Genoſſenſchaft unterliegen: 
Verwaltungsbeſugniſſe dem Vorſtande oder der General 1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die Stellvertreter; 
ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen:| 2. die Feſtſetzung der den Vorſteher etwa zu ge: 
heiten der Genoſſenſchaft. währenden Entſchädigung; 
Insbeſondere liegt ihm ob: die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
a. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über vertreter; 
die Grabenräumung, die Heuwerbung und die die Abänderung des Statuts. 
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§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auſſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 


Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen: 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 

alle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 

gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 
Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
beit handelt, jedem Theile die Anrufung der Entſcheidung 
eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 2 Wochen, 
den 9955 Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
11 Bae angemeldet werden muß. Die Koſten 

es Verfahrens ſind dem unterliegen Theile aufzuerlegen. 


Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Huffichtäbenönte ernennt, und Mr zwei 
Beiſitzern. Die letzteren werden nebſt zwei Stell 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 


Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlicheu Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſlimmen. 

8 20. Die von der Genoſſenſchaſt ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Entwäſſerung des Zippnow⸗Haſenfierer Bruches 
zu Zippnow“ zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unter⸗ 
zeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in die Deutſch 
Kroner Zeitung aufgenommen. 

8 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer dem Paragraphen 69 des Geſetzes vom 
1. April 1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung 
beruht, kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung 
auf den Antrag des Aufzunehmenden durch einen der 
Zustimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 21. März 1898. 

8. gez. Wilhelm R. 
gegez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 
Statut 
ſür die Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung 
des Zippnow⸗Haſenfierer Bruches in den 
Kreiſen Deutſch Krone und Neuſtettin. 


8) Bekanntmachung, 


betreffend die den Ortspolizeibehörden durch die Aus⸗ 
wanderungsagenten zu machenden Mittheilungen. 
Auf Grund des § 22 der von dem Bundesrathe 
unterm 14. März d. Js. beſchloſſenen Beſtimmungen 
über den Geſchäftsbetrieb der Auswanderungsunter⸗ 


nehmer und Agenten (R.⸗G.⸗Bl. S. 39 ff.) wird 
Folgendes vorgeſchrieben: 

Die Auswanderungs-Agenten find verpflichtet, in 
allen Fällen, in welchen ihre Vermittelung zum Abſchluß 
von Beſörderungsverträgen von Auswanderungsluſtigen 
in Anſpruch genommen wird, binnen 24 Stunden der 
Ortspolizeibehörde der letzteren davon ſchriftliche Anzeige 


zu machen. 
Berlin, den 2. April 1898. 
Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. 
v. Bitter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Lohmann. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze, 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Königlichen Oberförſters Voigt in Jagdhaus zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Jagdhaus, 
Kreiſes Schwetz, an Stelle des aus dem Kreiſe ver⸗ 


4) 


— 


zogenen Königlichen Forſtmeiſters Hellwig in Wildungen 

zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 21. April 1898. 
Der Ober⸗Präſident. 

5) Zu Wahlkommiſſaren für die am 16. Juni d. Js. 

ſtattfindenden Neuwahlen für den Reichstag habe ich 

auf Grund des § 24 des Wahlreglements vom 28. 

Mai 1870 ernannt: 

1. Für den Wahlkreis 1 Stuhm⸗Marienwerder — den 
Königlichen Landrath Dr. 
Brückner zu Marienwerder. 

2. „ „ II Roſenberg - Löbau — den 
Königlichen Landrath, Gehei⸗ 
men Regierungsrath von 
Auerswald — Roſenberg. 

SER „ III Graudenz- Straßburg — den 
Königlichen Landrath Conrad 
in Graudenz. 

4. „ IV Thorn⸗Culm — den König⸗ 
lichen Landrath Peterſen in 
Brieſen. 

N „ V Schwetz — den Königlichen 
Landrath, Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Dr. Gerlich in 
Schwetz. 

n „ VI Konitz⸗Tuchel — den König⸗ 
lichen Landrath Venske in 
Tuchel. 

D „ VII Schlochau- Flatow — den 
Königlichen Landrath Dr. 
Kerſten in Schlochau. 

Sonder Baar „ VIII Dt. Krone — den König⸗ 


lichen Landrath Dr. Schulte⸗ 
Heuthaus in Dt. Krone. 
Marienwerder, den 25. April 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund des § 11 der Allerhöchſten Ber: 
ordnung von 8. Auguſt 1887 (G. S. 348), betreffend 
die Ausführung des Fiſchereigeſetzes in der Provinz 
Weſtpreußen, in Verbindung mit den 88 137 und 139 
des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (G. S. 195) wird in Ergänzung 
der Polizei⸗Verordnung vom 20. September 1895, 
betreffend das Verbot des Verkaufs von Krebsweibchen, 
unter Zuſtimmung des Bezirks- Ausſchuſſes Folgendes 
verordnet: 


6) 


Ausnahmen von dem Verbot des § 1 der 
Polizei = Verordnung vom 20. September 1895 
können durch den Regierungs-Präſidenten ge- 
ſtattet werden. 

Marienwerder, den 19. März 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Domänenverpachtung. 
Zur Verpachtung der Königlichen Domäne 
Rathstube mit dem Vorwerke Starrenſchin und den 
Wieſenauer Ländereien im Kreiſe Dirſchau von ins⸗ 
geſammt 866, 7125 ha darunter 713,8113 ha Acker 


7) 
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und 122,0330 ha Wieſen, auf 18 Jahre von Jo⸗ 
hannis 1899 bis dahin 1917 findet Bietungstermin 

Donnerſtag, den 23. Juni d. Is., 

Vormittags 11 Uhr, 
im großen Sitzungsſaal der Königlichen Regierung 
hierſelbſt vor dem unterzeichneten Ober-Regierungs⸗ 
Rath ſtatt. 

Grundſteuerreinertrag 22,400 Mark. Jetziger 
Pachtzins einſchließlich der Zinſen für Meliorations⸗ 
kapitalien 39,650 Mark. Durchſchnittlich 95 ha jährlich 
mit Zuckerrüben beſtellt. 

Nachweis der landwirthſchaftlichen Befähigung 
ſowie des Beſitzes eines verfügungsfreien Vermögens 
von 220,000 Mark erforderlich und möglichſt einige 
Tage vor dem Termin unter Vorlegung der Staats⸗ 
einkommen und Ergänzungsſteuer⸗Veranlagung zu er⸗ 
bringen. Die Verpachtungsbedingungen und Bietungs⸗ 
regeln, von denen gegen Schreibgebühr Abſchriſt er: 
theilt wird, liegen in unſerer Domänenregiſtratur ſowie 
auf der Domäne aus. 

Dieſe kann nach Meldung bei der Pächterin, 
Frau Amtsrath Gerſchow beſichtigt werden. 

Danzig, den 19. April 1898. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
Buhlers. 
8) Bekanntmachung. 
Am 1. Mai tritt in Bolleſchin bei Mroczno eine 


Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche ihre Verbindung“ 


mit dem Poſtamte in Neumark durch eine täglich ein⸗ 
mal verkehrende Landpoſtfahrt erhält. 

Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 
werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: Kowallick 
mit Abbauten, Zaleſie mit Abbauten, Gr. und Kl. 
Sezuo und die Förſterei Drenzno. 

Danzig, den 17. April 1898. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
9) Bekanntmachung. 

Nach den Beſtimmungen der §§ 39, 41 und 47 
des Geſetzes vom 2. März 1850 über die Errichtung 
von Rentenbanken wird die vier und neunzigſte Aus⸗ 
looſung der 4 %. Rentenbriefe ſowie die zehnte Aus⸗ 
looſung der 3¼ % . Rentenbriefe Littr. L. M. N. 0. 
im Beiſein von Abgeordneten der Provinzial vertretung 
für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen und eines 
Notars am 

Donnerſtag, den 12. Mai d. Is., 

Vormittags 10½ Uhr, 
in unſerem Geſchäftszimmer hierſelbſt, Tragheimer 
Pulverſtraße Nr. 5, öffentlich ſtattfinden, was hiermit 
zur Kenntniß gebracht wird. 8 

Königsberg, den 16. April 1898. 

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 

10) Bekanntmachung. 

Durch rechtskräftigen Beſchluß vom 12. Februar 

1898 iſt die in der Feldmark Baggen, an der Grenze 

von Paſtwa belegene Wieſe des Grundbeſitzers O. Borris 
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in Borrishof, Art. 1 der Grundſteuer⸗Mutterrolle, von 
5 ha 86 ar Größe von dem fiskaliſchen Gutsbezirk 
Domänenamt Weißhof abgezweigt und mit der Ge⸗ 
meinde Baggen kommunalrechtlich vereinigt worden. 
Marienwerder, den 4. April 1898. 

Der Kreisausſchuß. 

Urkunde, 
betreffend 

die Umpfarrung des Gutsbezirks Landeckermühle, Kreis 
Schlochau, aus der Kirchengemeinde Wuſters in die 

Kirchengemeinde Landeck, Diözefe Schlochau. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal:Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths ſowie nach 
Anhörung der Betheiligten wird von den unter 
zeichneten Behörden hierdurch Folgendes feſtgeſetzt. 

§ 1. Die Evangeliſchen in dem Gutsbezirk 
Lanudeckermühle, Kreis Schlochau, werden aus der 
Kirchengemeinde Wuſters in die Kirchengemeinde Landeck, 
Diözeſe Schlochau, umgepfarrt. 

§ 2. Dieſe Urkunde tritt vom 1. April 1898 
ab in Kraft. 

Danzig, den 2. April 1898. 


11 


U. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 
Meyer. 
Marienwerder, den 19. April 1898. 
(L. S.) 


Königliche Regierung, a 
Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 
Schweder. 


Bekanntmachung. 
In der dieſſeitigen Bekanntmachung von 2. März 
d. Is. — Amtsblatt Nr. 12 pro 1898 — über die 
Abzweigung des Grundſtücks Grünchotzen Grundbuch 
Band 1 Blatt 12 von dem Gemeindebezirk Grünchotzen 
und Zulegung deſſelben zu dem Forſtgutsbezirk Hohen⸗ 
kamp muß es ſtatt Kartenblatt 3, Parzelle 141/11 
heißen: „Kartenblatt 3, Parzelle 141/111,“ 
Schlochau, den 9. April 1898. 
Der Vorſitzende des Kreis⸗Ausſchuſſes, Landrath. 


13) Bekanntmachung. 
Durch rechtskräftigen Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
des Kreiſes Strasburg Wpr. vom 1. Februar 1898 
ſind vorbehaltlich der noch vorzunehmenden kataſter⸗ 
amtlichen Vermeſſung und Fortſchreibung der nad): 
bezeichneten Grundſtücke ſowie vorbehaltlich des nach 
§ 3 der Landgemeindeordnung zugelaſſenen Verfahrens 
auf Auseinanderſetzung zwiſchen den Betheiligten, gemäß 
8 2 Nr. 4 der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 
bei dem Einverſtändniſſe der ſämmtlichen Betheiligten 
1. der kommunalrechtlich zum Gutsbezirke Bachottek 
gehörige Bachottel-See und die von dem Guts⸗ 
beſitzer Lehmann zu Karbowo erworbenen, kom⸗ 
munalrechtlich zu den Gemeindebezirken Zmiewo 
und Karbowo gehörigen Theile von den Kom⸗ 
munalbezirken, zu welchen ſie zur Zeit gehören, 


12) 
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abgetrennt und mit dem ſelbſtändigen Gutsbezirke 

Karbowo vereinigt; 
. bie ſämmtlichen übrigen von dem Gutsbeſitzer 
Lehmann zu Karbowo nicht käuflich erworbenen 
und kommunalrechtlich zum Gutsbezirke Karbowo 
gehörigen Theile von dem Gutsbezirke Karbowo 
abgetrennt und mit dem Gemeindebezirke Karbowo 
vereinigt; 
derjenige Theil des Gemeindebezirks Zmiewo, 
welcher von der Aktiengeſellſchaft Landbank zu 
Berlin in einzelne Parzellen aufgetheilt und 
bereits beſiedelt iſt bezw. zur Beſiedelung beſtimmt 
iſt, von dem Gemeindebezirke Zmiewo abgetrennt 
und mit dem Gemeindebezirke Karbowo vereinigt. 

Vorſtehende Bezirksveränderungen werden mit 
dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß 
durch dieſelben eine Aenderung der Grenzen des Amts⸗ 
bezirks Karbowo nicht eingetreten iſt. 

Strasburg, den 6. April 1898. 
Der Landrath. 

Bekanntmachung. 
Der ſüdlich der Ziemermühler Straße belegene 
Theil der Wegeparzelle Nr. 301 mit 0,6097 ha iſt 
ſeit undenklicher Zeit nicht mehr benutzt, vor Jahr: 
zehnten von der Herrſchaft Hammerſtein eingeſchont, 
zur Zeit mit hohem Holz beſtanden und als Weg längſt 
uͤberflüſſig geworden. 

Dieſer Theil des öffentlichen Weges Nr. 301 
fol gemäß § 57 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 
eingezogen werden. 

Etwaige Einſprüche hiergegen ſind innerhalb 
4 Wochen vom Tage der Veröffentlichung dieſer Be⸗ 
kanntmachung ab zur Vermeidung des Ausſchluſſes bei 
dem unterzeichneten Amtsvorſteher anzubringen. 

„ Später erhobene Einſprüche werden nicht berück⸗ 
ſichtigt und wird der Weg nach Ablauf der Ausſchluß⸗ 
friſt eingezogen werden. 
Hansfelde, den 18. April 1898. 
Der Amtsvorſteher. 
Vieh ſtädt. 

Perſonal⸗Chronik. 
Dem Königlichen Baugewerkſchul-Direktor Kunz 
zit Deutſch Krone iſt durch Allerhöchſten Erlaß vom 
16. März d. Js. der perſönliche Rang der Räthe 
vierter Klaſſe verliehen worden. 

Der Königliche Regierungs-Baumeiſter Böhnert 
in Schwetz iſt von dem Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten zum Königlichen Kreisbauinſpektor ernannt 
und demſelben die ſeither auftragsweiſe verwaltete 
Kreisbauinſpektorſtelle zu Schwetz nunmehr endgiltig 
verliehen worden. 

Der Königliche Regierungs⸗Baumeiſter Klemm 
in Schlochau iſt von dem Herrn Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten zum Königlichen Kreisbauinſpektor er⸗ 
nannt und demſelben die ſeither auftragsweiſe ver⸗ 
waltete Kreisbauinſpektorſtelle zu Schlochau minmehr 
endgiltig verliehen worden. N 

Die Wahl des Zimmermeiſters Friedrich Deſchke 
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zum unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt Biſchofs⸗ ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und 
W . ee 97570 Erzieherin thätig zu ſein. . 
er Maurermeiſter Wieduwilt in Vandsburg 6 5 
iſt zum Stellvertreter des Amtsanwalts in Vandsburg 2 Erledigte Schulſtellen. 
ernannt worden. Die Lehrerſtelle an der evangeliſchen Volksſchule 
Die Verwaltung der Forſtkaſſenrendantenſtelle für zu Seeheim, Kreis Brieſen, wird zum 1. Juni d. Js. 
die Oberförſtereien Landeck und Lindenberg mit dem erledigt. 
Amtsſitze in Kaldau iſt dem Rittmeister a. D. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
von Oertzen aus Schlachtenſee vom 1. Mai d. Js. ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ab zunächſt auf Probe übertragen worden. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Ernannt ſind: Stations⸗Verwalter Gerſchwinat Herrn Rohde zu Schönſee zu melden. 
in Dt. Eylau zum Stations⸗Vorſteher 2. Klaſſe und Die neu errichtete Lehrerſtelle an der Volks⸗ 
Stations⸗Aſſiſtent Bleß in Marienwerder zum Güter⸗ Schule zu Ottowitz, Kreis Thorn, ſoll beſetzt werden. 
Expedienten. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
Verſetzt: Stations⸗Vorſteher 2. Klaſſe Dittmann dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
von Marienwerder nach Lauenburg i / Pomm. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Der Nentenbank⸗Büreaudiätar Beywaß in Herrn Dr. Thunert zu Culmſee zu melden. 
Königsberg iſt zum Rentenbank⸗ Sekretär ernannt Die 1. Lehrerſtelle an der Volks⸗ Schule zu 
worden. Königsdorf, Kreis Flatow, wird zum 1. Auguſt d. 38. 
Die Ortsaufſicht über die Schulen zu Gwisdzyn, erledigt. 
Krzeminiewo, Gr. Pacoltowo und Tillitz iſt dem Ober⸗ Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
lehrer Dr. Königsbeck in Neumark übertragen und dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
die bisherigen Ortsſchulinſpektoren, Progymnaſtallehrerſihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Profeſſor Vollberg bisher in Neumark, bezw. Kreis⸗ Herrn Bennewitz zu Flatow bis zum 20. Mai d. Js. 
ſchulinſpektor, Schulrath Streibel in Löbau find von zu melden. 


= 


dieſem Amte entbunden worden. Die 1. Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu 
Die Ortsaufſicht über die Schulen zu Babenz, Neu Grunau, Kreis Flotow, iſt erledigt. 
Goldau, Heinrichau und Langenau iſt dem Pfarrer Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 


Jahn in Langenau übertragen und der bisherige dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 

Ortsſchulinſpektor, Kreisſchulinſpektor Skrzeczka in ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Dt. Eylau von dieſem Amte entbunden worden. Herrn Lettau zu Schlochau bis zum 15. Mai cr. zu 
Der Pfarrer Haarland in Rieſenkirch iſt vom melden. 

12. April bis 14. Mai d. Js. beurlaubt und wird Die 1. Lehrerſtelle an der Volksſchule zu Jeglia, 

während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor Engel Kreis Löbau, fol beſetzt werden. 

in Rieſenburg in den Geſchäften der Ortsſchulinſpektion Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 

vertreten. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Dem Fräulein Emmy Schmidt in Forſthaus ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Blankenburg, Kreis Marienwerder, iſt die Erlaubniß Herrn Schulrath Streibel zu Löbau ſofort zu melden. 


(Hierzu ein Extra⸗Blatt und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 17.) 
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